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2. Instanz

Aktenzeichen L 28 KR 432/21
Datum 01.09.2023

3. Instanz

Datum -

Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichtes Potsdam
vom 30. August 2021 wird zurÃ¼ckgewiesen.

Â 

Kosten sind auch fÃ¼r das Berufungsverfahren nicht zu erstatten.

Â 

Die Revision wird nicht zugelassen.

Â 

Â 

Tatbestand

Â 

Die Beteiligten streiten Ã¼ber die Zustimmung der Beklagten zur EinrÃ¤umung des
Gestaltungsrechts Ã¼ber einen Antrag auf Erwerbsminderungsrente.

Â 

Die KlÃ¤gerin ist am 10. November 1949 geboren. Sie war als Servicekraft in der
Gastronomie des Kaufhauses X in B beschÃ¤ftigt und ist bei der Beklagten kranken-
sowie bei der beigeladenen Deutschen Rentenversicherung Bund (im Folgenden: die
Beigeladene) rentenversichert. Am 29. Dezember 2010 erlitt sie wÃ¤hrend ihrer
BerufstÃ¤tigkeit einen Unfall und war seitdem arbeitsunfÃ¤hig
(ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigung vom 18. Januar 2011 mit Bescheinigung eines
Arbeitsunfalles, konkret wegen Zerrung des rechten Kniegelenks, Verdacht auf
SeitenbandÃ¼berdehnung und eines Meniskusrisses).

Â 

Die Beklagte zahlte der KlÃ¤gerin zunÃ¤chst ab dem 1. MÃ¤rz 2011 Verletztengeld
im Auftrag des UnfallversicherungstrÃ¤gers (Mitteilung an die KlÃ¤gerin vom 18.
MÃ¤rz 2011). Am 23. MÃ¤rz 2011 teilte die fÃ¼r die Unfallversicherung zustÃ¤ndige
Berufsgenossenschaft der Beklagten mit, dass die KlÃ¤gerin eine Heilbehandlung
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abgebrochen habe und forderte diese auf, kein Verletztengeld mehr zu zahlen.
Gleichzeitig teilte die Berufsgenossenschaft der KlÃ¤gerin mit, dass nach einem
Befundbericht des behandelnden Arztes sich die Feststellung ergebe, dass der
Befund seit dem 7. Februar 2011 nicht mehr Folge des Arbeitsunfalles sei,
ArbeitsunfÃ¤higkeit und BehandlungsbedÃ¼rftigkeit infolge des Arbeitsunfalles
endeten am 7. Februar 2011. Die Beklagte bewilligte der KlÃ¤gerin daraufhin ab
dem ab dem 1. MÃ¤rz 2011 Krankengeld. 

Â 

Nach Einholung einer Arbeitsplatzbeschreibung beim Arbeitgeber sowie einer
sozialmedizinischen Empfehlung des Medizinischen Dienstes der
Krankenversicherung (MDK, heute MD) vom 18. August 2011 forderte die Beklagte
die KlÃ¤gerin mit Bescheid vom 24. August 2011 auf, einen Antrag auf Leistungen
zur medizinischen Rehabilitation zu stellen, da ihre ErwerbsfÃ¤higkeit nach
EinschÃ¤tzung des MDK erheblich gefÃ¤hrdet oder gemindert sei und eine Leistung
zur medizinischen Rehabilitation ihre Situation verbessern wÃ¼rde. Die KlÃ¤gerin
wurde dazu aufgefordert, ihren Antrag binnen einer Woche an die Beklagte zu
senden, die diesen dann an die Beigeladene weiterleiten werde. Der Bescheid wies
des Weiteren darauf hin, dass der Krankengeldanspruch der KlÃ¤gerin enden
kÃ¶nne, wenn diese den Reha-Antrag nicht innerhalb von zehn Wochen nach Erhalt
dieses Schreibens stelle oder den Antrag danach ohne Zustimmung der Beklagten
zurÃ¼ckziehe. AuÃ�erdem verwies die Beklagte in dem Bescheid auf ein
beiliegendes Beratungsblatt â��Leistungen zu Rehabilitation und zur Teilhabe am
Arbeitsleben â�� was ist wichtig?â��. In diesem wurde die KlÃ¤gerin u.Â  a.Â  darauf
hingewiesen, dass in dem Fall, in welchem von der Leistung zur medizinischen
Rehabilitation kein Erfolg zu erwarten sei oder die MaÃ�nahme nicht den
gewÃ¼nschten Erfolg erbracht habe, der Antrag auf GewÃ¤hrung der
Rehabilitationsleistung als Rentenantrag gelte. AuÃ�erdem wurde sie darauf
hingewiesen, dass sie fÃ¼r eine RÃ¼cknahme des Antrags die Zustimmung der
Beklagten benÃ¶tige, das gelte auch in dem Fall, in dem der Antrag als
Rentenantrag gelte. Der Bescheid enthielt keine Rechtsbehelfsbelehrung.

Â 

Am 26. Oktober 2011 erinnerte die Beklagte die KlÃ¤gerin an die RÃ¼cksendung
des Antrags auf Leistungen der Rehabilitation und setzte ihr eine Frist bis zum 7.
Â November 2011 mit dem Hinweis, dass zu diesem Zeitpunkt die Frist fÃ¼r die
Stellung des Antrags von zehn Wochen ende. Gleichzeitig wies sie darauf hin, dass
der Krankengeldanspruch enden werde, wenn die KlÃ¤gerin den Antrag nicht bis zu
diesem Tag stelle oder einen bereits gestellten Antrag ohne Zustimmung der
Beklagten zurÃ¼ckziehe. Das Schreiben enthielt erneut keine
Rechtsbehelfsbelehrung, gleichzeitig wies es erneut auf das o.Â  g.Â  beigefÃ¼gte
Beratungsblatt hin.

Â 

GemÃ¤Ã� einem Telefonvermerk vom 26. Oktober 2011 wollte die KlÃ¤gerin nur
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ambulant und nur in Teltow an einer MaÃ�nahme der Rehabilitation teilnehmen; am
3. Â November 2011 wurde sie anlÃ¤sslich eines Telefonats auf die Einhaltung der
Frist am 7. November 2011 hingewiesen und alternativ auf die MÃ¶glichkeit
verwiesen, ein Ã¤rztliches Attest einzureichen, wonach fÃ¼r sie keine Reha indiziert
sei.

Â 

Die KlÃ¤gerin Ã¼bersandte der Beklagten einen Antrag auf GewÃ¤hrung von
Leistungen der medizinischen Rehabilitation vom 4. November 2011, den die
Beklagte an die Beigeladene weiterleitete. Gleichzeitig meldete die Beklagte bei der
Beigeladenen einen Erstattungsanspruch fÃ¼r den Fall der RentengewÃ¤hrung an
und wies auf das eingeschrÃ¤nkte Gestaltungsrecht der KlÃ¤gerin hin (Schreiben
vom 9. November 2011).

Â 

Die Beigeladene bewilligte der KlÃ¤gerin eine (ambulante) Leistung zur
medizinischen Rehabilitation, an welcher die KlÃ¤gerin vom 16. Januar 2012 bis
zum 13. Februar 2012 teilnahm. Die Entlassung erfolgte gemÃ¤Ã� dem
Rehabilitationsentlassungsbericht arbeitsunfÃ¤hig. Die KlÃ¤gerin sei fÃ¼r die letzte
TÃ¤tigkeit als Servicekraft unter drei Stunden tÃ¤glich leistungsfÃ¤hig, hingegen
noch leistungsfÃ¤hig fÃ¼r kÃ¶rperliche leichte TÃ¤tigkeiten mit qualitativen
EinschrÃ¤nkungen, konkret eine gelenk- und rÃ¼ckengerechte Arbeitsweise, im
Umfang von tÃ¤glich sechs Stunden und mehr. MÃ¶glichkeiten einer beruflichen
Neuorientierung und Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben sollten geprÃ¼ft
werden. Auf der Grundlage einer Stellungnahme des sozialmedizinischen Dienstes
der Beigeladenen zum Rehabilitationsbericht und den Voraussetzungen des Â§ 116
Abs. 2 SGB VI wurde ein Rentenverfahren von der Beigeladenen zunÃ¤chst nicht
eingeleitet.

Â 

Am 7. Mai 2012 forderte die Beklagte die KlÃ¤gerin auf, einen Antrag auf
Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben zu stellen. Nach EinschÃ¤tzung des MDK
sei die ErwerbsfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin erheblich gefÃ¤hrdet und eine Leistung zur
Teilhabe am Arbeitsleben kÃ¶nne die Situation verbessern. Die KlÃ¤gerin wurde
aufgefordert, den Antrag innerhalb einer Woche an die Beklagte zurÃ¼ckzusenden.
Die KlÃ¤gerin erhob gegen diesen Bescheid keinen Widerspruch. Sie beantragte am
30. Juli 2012 bei der Beigeladenen die GewÃ¤hrung von Leistungen zur Teilhabe am
Arbeitsleben. Die Beigeladene bewilligte der KlÃ¤gerin Leistungen zur Teilhabe am
Arbeitsleben in Gestalt eines Eingliederungszuschusses (Bescheid vom 22. Oktober
2012).

Â 

Am 23. Mai 2012 informierte die Beklagte die KlÃ¤gerin darÃ¼ber, dass ihr
Krankengeldanspruch am 16. Juli 2012 ende, da zu diesem Zeitpunkt die
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78-Wochen-Frist, ausgehend vom Beginn der ArbeitsunfÃ¤higkeit am 18. Januar
2011, erreicht sei. Die KlÃ¤gerin wurde zur Vermeidung von Nachteilen
aufgefordert, sich bei Agentur fÃ¼r Arbeit vorzustellen. Die KlÃ¤gerin bezog nach
Ende der Krankengeldzahlung ab dem 16. Juli 2012 bis zum 30. April 2013
Leistungen der Bundesagentur fÃ¼r Arbeit.

Â 

Am 4. Juli 2012 stellte die KlÃ¤gerin bei der Beigeladenen einen Antrag auf
Bewilligung einer Rente wegen Erwerbsminderung.

Â 

Die Beigeladene zog ein von der Bundesagentur fÃ¼r Arbeit erstelltes Gutachten
vom 18. Juli 2012 und einen Befundbericht bei. Nach dem Gutachten der
Bundesagentur fÃ¼r Arbeit lÃ¤gen wiederkehrende Beschwerden im Bereich des
StÃ¼tz- und Bewegungsapparates und eine Verschlechterung des
Allgemeinbefindens auf dem Hintergrund einer privaten Konfliktsituation vor. Es
bestehe eine Minderung der LeistungsfÃ¤higkeit, die eine tÃ¤glich mindestens
dreistÃ¼ndige TÃ¤tigkeit dauerhaft ausschlieÃ�e. 

Â 

Mit Bescheid vom 12. April 2013 bewilligte die Beigeladene nach Einholung eigener
Befundberichte und einer darauf beruhenden Ã�nderung des beratungsÃ¤rztlichen
Votums (Erwerbsminderung wegen â��MultimorbiditÃ¤tâ��) der KlÃ¤gerin eine
Rente wegen voller Erwerbsminderung ab dem 1. November 2011 bis zum 1. Juni
2013 in HÃ¶he von monatlich 957,48 Euro, bzw. 856,95 Euro (Zahlbetrag). Dazu
deutete sie den Antrag auf GewÃ¤hrung von Leistungen der medizinischen
Rehabilitation vom 4. Â November 2011 in einen Rentenantrag um und
berÃ¼cksichtigte den Eintritt der Erwerbsminderung im Januar 2011 (als Beginn der
ArbeitsunfÃ¤higkeit). 

Â 

Die Beklagte meldete bei der Beigeladenen einen Erstattungsanspruch (in HÃ¶he
von insgesamt 6.349,60) fÃ¼r die Zeit der Krankengeldzahlung vom 1. November
2011 bis zum 16. Juli 2012 an.

Â 

Die KlÃ¤gerin erhob gegen den Rentenbescheid Widerspruch und Klage und wandte
sich mit diesem gegen den frÃ¼hen Zeitpunkt des Rentenbeginns. Die Rente wegen
Erwerbsminderung solle erst ab dem 4. Juli 2012 beginnen, dem Tag ihrer eigenen
Rentenantragstellung. Ein vor dem Sozialgericht Potsdam anhÃ¤ngiger Rechtsstreit
der KlÃ¤gerin gegen die Beigeladene, gerichtet auf einen spÃ¤teren Beginn der
bewilligten Rente wegen Erwerbsminderung (S 17 R 680/16), ruht im
EinverstÃ¤ndnis der Beteiligten im Hinblick auf den Rechtsstreit gegen die
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Beklagte. 

Â 

Seit dem 1. MÃ¤rz 2015 bezieht die KlÃ¤gerin eine Regelaltersrente von der
Beigeladenen. 

Mit Antrag vom 15. Mai 2014 und vom 14. August 2014 begehrte die KlÃ¤gerin
gegenÃ¼ber der Beklagten die RÃ¼cknahme ihres Gestaltungsrechts. Zum
Zeitpunkt des Reha-Antrags im November 2011 sei noch gar nicht ersichtlich
gewesen, ob eine Erwerbsminderung gegeben sei. Der
Rehabilitationsentlassungsbericht vom 13. Februar 2012 habe nur eine
ArbeitsunfÃ¤higkeit mit einer nicht absehbaren Perspektive festgestellt, dagegen
sei eine Erwerbsminderung zu diesem Zeitpunkt noch nicht gesehen oder
festgestellt worden. Diese habe sich erst im Zuge der verschiedenen erfolglos
gebliebenen (weiteren) Behandlungen ergeben, was dann auch in ihrem
Rentenantrag vom 4. Juli 2012 seinen Ausdruck gefunden habe. Die beigeladene
Deutsche Rentenversicherung Bund habe der KlÃ¤gerin im Rentenverfahren
mitgeteilt, dass sie im Hinblick auf die EinschrÃ¤nkung des Gestaltungsrechts der
KlÃ¤gerin nicht Ã¼ber eine Ã�nderung des Zeitpunktes des Rentenbeginns
entscheiden kÃ¶nne. Die Beklagte werde daher gebeten, die EinschrÃ¤nkung des
Gestaltungsrechts zurÃ¼ckzunehmen, sodass die Beigeladene den Zeitpunkt des
Rentenbeginns auf den 4. Juli 2012 Ã¤ndern kÃ¶nne. 

Â 

Die Beklagte lehnte eine rÃ¼ckwirkende Aufhebung des eingeschrÃ¤nkten
Gestaltungsrechts der KlÃ¤gerin mit Bescheid vom 24. September 2014 ab.
GemÃ¤Ã� Â§ Â 51 SGB V mÃ¼ssten berechtigte Interessen des Versicherten
vorliegen, damit der begehrten Aufhebung zugestimmt werden kÃ¶nne. FÃ¼r die
Krankenkasse sei eine rÃ¼ckwirkende Zustimmung zur Aufhebung der
EinschrÃ¤nkung des Gestaltungsrechts immer mit finanziellen Nachteilen
verbunden, da in diesem Fall eine Erstattung der Krankengeldzahlung aus
RentenzahlbetrÃ¤gen unterbleibe. FÃ¼r die Beklagte ergebe sich im Fall der
KlÃ¤gerin auf der Grundlage des umgedeuteten Reha-Antrags in einen
Rentenantrag ein Abrechnungszeitraum der Rente fÃ¼r den Zeitraum vom 1.
November 2011 bis zum Ende der Krankengeldzahlung am 30. Juli 2012 Die
Entscheidung sei von der Beklagten nach Ermessen zu treffen. GemÃ¤Ã� der
Rechtsprechung des Bundessozialgerichts vom 7. Dezember 2004 (B 1 KR 6/03 R)
sei fÃ¼r die Frage, ob Versicherte trotz eingeschrÃ¤nktem Gestaltungsrecht den
Rentenbeginn hinausschieben kÃ¶nnten, maÃ�geblich, ob sie ein berechtigtes
Interesse geltend machen kÃ¶nnten, welches die Belange der Krankenkasse
Ã¼berwiege. In diesem Fall mÃ¼sse die Krankenkasse die Zustimmung erteilen. Ein
solches Interesse komme z.Â  B.Â  in Betracht, wenn ein Rentenantrag nach
tarifvertraglichen Regelungen automatisch zum Arbeitsplatzverlust fÃ¼hre, wenn
ein Anspruch auf Betriebsrente durch einen frÃ¼hzeitigen Rentenbeginn
verlorengehe, wenn eine qualifizierte Wartezeit als Voraussetzung fÃ¼r einen
Rentenanspruch mit dem spÃ¤teren Rentenbeginn noch erreicht werden kÃ¶nne
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oder die versicherungsrechtlichen Voraussetzungen fÃ¼r eine Mitgliedschaft in der
Krankenversicherung der Rentner (KVdR) noch erfÃ¼llbar seien. Gemessen daran
kÃ¶nne die Beklagte dem Antrag der KlÃ¤gerin auf EinrÃ¤umung des
Gestaltungsrechts nicht zustimmen.

Â 

Auf den Widerspruch der KlÃ¤gerin (vom 27. Oktober 2014) berief sich die Beklagte
zunÃ¤chst auf die Bestandskraft ihrer Aufforderung vom 26. Oktober 2011 (19.
Â November 2014). Am 4. Januar 2018 erhob die KlÃ¤gerin UntÃ¤tigkeitsklage zum
Sozialgericht Potsdam und beantragte, die Beklagte zu verurteilen, Ã¼ber ihren
Widerspruch zu entscheiden (Aktenzeichen: S 3 KR 7/18).

Â 

Mit Widerspruchsbescheid vom 14. Juni 2018 wies die Beklagte den Widerspruch
der KlÃ¤gerin gegen den Bescheid vom 24. September 2014 zurÃ¼ck. Nach der
Rechtsprechung des Bundessozialgerichts dÃ¼rfe ein nach Â§ 51 SGB V initiierter
Rentenantrag infolge der Feststellung aussichtsloser RehabilitationsmaÃ�nahmen
i.Â  S.Â  von Â§ 116 Abs. 1 Nr. 1 SGB VI von Versicherten ohne Zustimmung der
Krankenkasse nicht zurÃ¼ckgenommen werden. Die Beklagte kÃ¶nne dem
Begehren der KlÃ¤gerin auf Zustimmung zur RÃ¼cknahme des Antrags auch unter
AusÃ¼bung ihres Ermessens nicht entsprechen. In dem vorliegenden
Verfahrensstadium, in welchem der Reha-Antrag tatsÃ¤chlich in einen Rentenantrag
umgedeutet und der TrÃ¤ger der Rentenversicherung eine Rente bewilligt habe,
weil die Rehabilitation nicht erfolgreich gewesen sei, kÃ¶nne der Einwand, dass eine
ErwerbsfÃ¤higkeit zu Unrecht verneint worden sei, nur noch gegenÃ¼ber dem
TrÃ¤ger der Rentenversicherung gefÃ¼hrt werden. Denn dieser stelle den
Zeitpunkt fest, ab dem eine Erwerbsminderung eingetreten sei. Das Gesetz rÃ¤ume
bei der AbwÃ¤gung zwischen den GestaltungsmÃ¶glichkeiten von Versicherten und
den Befugnissen der Krankenkasse grundsÃ¤tzlich den Interessen der
Krankenkassen den Vorrang ein. Eine Entscheidung zu Gunsten Versicherter
erfordere daher, dass deren Interessen den bei DauerzustÃ¤nden gesetzlich
typisierten Vorrang der Krankenkasseninteressen an der Begrenzung der
Krankengeldaufwendungen sowie der Ã�berantwortung der Kompensation
krankheitsbedingten Entgeltausfalls an die RentenversicherungstrÃ¤ger
Ã¼berwÃ¶gen. Das bloÃ�e Interesse Versicherter, weiterhin und mÃ¶glichst lange
das im Vergleich zu Rentenleistungen hÃ¶here Krankengeld in Anspruch zu
nehmen, sei nicht schÃ¼tzenswert. Im gleichen Sinne wÃ¼rde das Interesse an
hÃ¶heren Rentenleistungen, die sich aus der BerÃ¼cksichtigung zusÃ¤tzlicher
Anrechnungszeiten wegen krankheitsbedingter ArbeitsunfÃ¤higkeit bzw.
Beitragszeiten wegen Krankengeldbezugs ergeben, nicht fÃ¼r die Zustimmung der
Krankenkasse ausreichen. Die darÃ¼ber hinaus vom Bundessozialgericht
bestimmten Sachverhaltskonstellationen, in denen regelmÃ¤Ã�ig ein berechtigtes
Interesse Versicherter an einer Zustimmung der Krankenkasse bestehe, lÃ¤gen bei
der KlÃ¤gerin nicht vor. Danach sei das Interesse der KlÃ¤gerin an der Berentung
auf der Grundlage des deutlich gÃ¼nstigeren ab dem 1. Juli 2014 geltenden Rechts,
verbunden mit der BerÃ¼cksichtigung zusÃ¤tzlicher Anrechnungszeiten wegen
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krankheitsbedingter ArbeitsunfÃ¤higkeit bzw. weiterer Beitragszeiten wegen
Krankengeldbezugs nicht schÃ¼tzenswert. Beginne eine Rente mehr als zwei Jahre
spÃ¤ter als eigentlich angedacht, sei es normal, dass der monatliche
Auszahlungsbetrag durch BerÃ¼cksichtigung weiterer (Anrechnungs-)Zeiten und
eines hÃ¶heren Rentenwertes ansteige. Die Rentenminderung gemÃ¤Ã� Â§ 77 SGB
VI kÃ¶nne grundsÃ¤tzlich nicht als wesentliche Belastung und ihre Abwendung
durch einen spÃ¤teren Rentenbeginn im Allgemeinen nicht als zu
berÃ¼cksichtigende Verbesserung angesehen werden, welche eine Verschiebung
des Rentenbeginns zu Lasten der Krankenkasse rechtfertige (Hinweis auf
Landessozialgericht Berlin-Brandenburg, Urteil vom 20. Mai 2015 â�� L 1 KR 221/13
). Diese Wertung gelte entsprechend, wenn Versicherte forderten, dass das ab dem
1. Juli 2014 deutlich gÃ¼nstigere Rentenrecht fÃ¼r sie Anwendung finden mÃ¼sse.
Entgegen der mit dem Widerspruch vertretenen Auffassung sei der Bescheid vom
26. Oktober 2011 in Bestandskraft erwachsen. Daher seien die Schreiben vom 15.
Mai 2014 und vom 14. August 2014 als Antrag auf EinrÃ¤umung des
Gestaltungsrechts und nicht als Widerspruch auszulegen.

Â 

Die KlÃ¤gerin hat am 6. Juli 2018 Klage zum Sozialgericht Potsdam erhoben. Die
Beklagte habe bereits am 28. Februar 2012 bei der Beigeladenen einen Antrag auf
PrÃ¼fung einer Umdeutung des Reha-Antrags der KlÃ¤gerin vom 4. November 2011
gestellt. Gleichwohl habe sie danach die KlÃ¤gerin noch am 12. Mai 2012 erneut zur
Stellung eines zweiten Reha-Antrags mit Integrierung ins sofortige Arbeitsleben
aufgefordert. Mit Blick auf den im Juli 2012 endenden Krankengeldbezug, habe die
KlÃ¤gerin bei der Beigeladenen diesen zweiten Reha-Antrag gestellt. Diese
Tatsache spreche dafÃ¼r, dass zu diesem Zeitpunkt die Beklagte selbst die
Voraussetzungen des Bezugs einer Erwerbsminderungsrente bei der KlÃ¤gerin noch
nicht fÃ¼r gegeben erachtet habe. Gleichwohl habe die Beigeladene am 12. April
2013 die volle Erwerbsminderung rÃ¼ckwirkend zum 1. November 2011
festgestellt. Da die KlÃ¤gerin in der Zwischenzeit Leistungen der Arbeitsagentur
bezogen habe, seien diese verrechnet worden. Auf ihren Widerspruch gegen den
Rentenbescheid habe die Beigeladene mitgeteilt, dass sie nur dann eine andere
Entscheidung zum Rentenbeginn treffen kÃ¶nne, wenn die Beklagte das
eingeschrÃ¤nkte Gestaltungsrecht zurÃ¼cknÃ¤hme. Sie sei im Anschluss an die
Rehabilitation als arbeitsunfÃ¤hig, aber nicht als vermindert erwerbsfÃ¤hig
entlassen worden. Ihr berechtigtes Interesse auf Zustimmung zur RÃ¼cknahme des
fiktiven Rentenantrags ergebe sich aus ihrer absoluten Unkenntnis hinsichtlich ihres
Handelns. DarÃ¼ber hinaus sei sie von der Beklagten zur Stellung des Reha-
Antrags genÃ¶tigt worden. Beides fÃ¼hre dazu, dass die angefochtene
Entscheidung der Beklagten zu ihren Gunsten zu Ã¤ndern sei. 

Â 

Mit Urteil vom 30. August 2021 hat das Sozialgericht die Klage abgewiesen. Die
Weigerung der Beklagten, einem spÃ¤teren Rentenbeginn zuzustimmen, sei
rechtmÃ¤Ã�ig und verletze die KlÃ¤gerin nicht in ihren Rechten. Sie sei auch nicht
ermessensfehlerhaft erfolgt. Die KlÃ¤gerin habe im vorliegenden Fall am 4.
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November 2011 bei der Beigeladenen eine (stationÃ¤re)
RehabilitationsmaÃ�nahme beantragt. Die Beklagte habe (zuvor) die
Dispositionsfreiheit der KlÃ¤gerin eingeschrÃ¤nkt. Der Bescheid vom 26. Oktober
2011 sei insoweit bestandskrÃ¤ftig geworden. 

Â 

Die Beklagte habe den Antrag der KlÃ¤gerin auf Zustimmung zu einem spÃ¤teren
Rentenbeginn ermessensfehlerfrei abgelehnt. Die Voraussetzungen fÃ¼r ein
Ã¼berwiegendes Interesse der KlÃ¤gerin seien nicht erfÃ¼llt. Allein ihr Interesse an
einer hÃ¶heren Rentenleistung durch weiteren Krankengeldbezug oder Leistungen
der Arbeitslosenversicherung oder aufgrund einer GesetzesÃ¤nderung, die z.Â  B.Â 
ab dem 1. Juli 2014 eine Berentung ab dem 63. Lebensjahr vorsehe, rechtfertige
keine Zustimmung der Krankenkasse. Der Gesetzgeber halte es auch fÃ¼r
zumutbar, dass Versicherte bei Inanspruchnahme einer Rente wegen
Erwerbsminderung eine Rentenminderung (dauerhaft) hinnehmen mÃ¼ssten. Die
Beklagte habe das ihr zustehende Ermessen erkannt und ermessensfehlerfrei
ausgeÃ¼bt. Sie habe jedenfalls im Widerspruchsbescheid ErmessenserwÃ¤gungen
angestellt. In diesen habe sie sich mit den Argumenten der KlÃ¤gerin
auseinandergesetzt. Diese sei seit Januar 2011 arbeitsunfÃ¤hig erkrankt. Die zu
Lasten der Beigeladenen durchgefÃ¼hrte medizinische RehabilitationsmaÃ�nahme
sei nicht erfolgreich gewesen, die KlÃ¤gerin sei aus ihr arbeitsunfÃ¤hig und mit
einem untervollschichtigen LeistungsvermÃ¶gen entlassen worden, was die
Voraussetzungen fÃ¼r eine volle Erwerbsminderung darstelle. Die Beklagte habe
auch ohne Rechtsfehler berÃ¼cksichtigt, dass das Interesse der KlÃ¤gerin an einer
wegen weiteren Krankengeldbezugs hÃ¶heren Rentenleistung zurÃ¼ckzutreten
habe. 

Â 

Die KlÃ¤gerin hat gegen das ihr am 1. November 2021 zugestellte Urteil am 23.
Â November 2021 Berufung eingelegt.

Â 

Sie wiederholt und vertieft ihr erstinstanzliches Vorbringen. Das Sozialgericht habe
nicht erkannt und gewÃ¼rdigt, dass ihr Reha-Antrag wegen Falschberatung und
Drohungen rÃ¼ckwirkend in einen Rentenantrag umgedeutet worden sei. Die
Beklagte habe ihr mitgeteilt, sie mÃ¼sse ihren Widerspruch (gegen den
Rentenbescheid) zurÃ¼cknehmen, da sie ansonsten fÃ¼r alle Kosten des
Verfahrens aufkommen mÃ¼sse. Sie habe das als Drohung empfunden. Sie sei
ferner nicht darÃ¼ber informiert worden, dass sie bei einer Umdeutung des Reha-
Antrags in einen Rentenantrag AbschlÃ¤ge bei der HÃ¶he der Erwerbsminderung
hinnehmen mÃ¼sse. 

Â 

Im Hinblick auf die LeistungseinschÃ¤tzung des Rehabilitationsentlassungsberichts
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vom Februar 2012, in welchem sie zwar arbeitsunfÃ¤hig fÃ¼r ihren bisherigen
Beruf, aber mit einem LeistungsvermÃ¶gen von Ã¼ber sechs Stunden tÃ¤glich
eingestuft worden sei, kÃ¶nne man den Leistungsfall nicht auf den 18. Januar 2011
datieren. Vor dem Hintergrund einer im Mai 2012 erneut an sie ergangenen
Aufforderung, einen Rehabilitationsantrag zu stellen, mÃ¼sse davon ausgegangen
werden, dass die Beteiligten, auch die Beklagte und die Beigeladene, seinerzeit
noch davon ausgegangen seien, dass ihre Arbeitskraft wieder herstellbar gewesen
sei. HÃ¤tte man diese Zeit als solche der ArbeitsunfÃ¤higkeit gewertet, wÃ¤ren ihr
die fehlenden Entgeltpunkte korrekt zugerechnet worden. Sie sei somit gegen ihren
Willen in die vorgezogene Rente gezwungen worden. Der tatsÃ¤chliche Leistungsfall
sei erst Ende 2012 eingetreten. 

Â 

Die KlÃ¤gerin beantragt,

Â 

das Urteil des Sozialgerichts Potsdam aufzuheben und die Beklagte zu verpflichten,
der KlÃ¤gerin unter Aufhebung ihres Bescheides vom 24. September 2014 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 14. Juni 2018 das Gestaltungsrecht
Ã¼ber ihren Antrag auf Erwerbsminderungsrente einzurÃ¤umen.

Â 

Die Beklagte beantragt,

Â 

Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â  die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Â 

Sie verweist auf die zutreffende rechtliche WÃ¼rdigung des erstinstanzlichen
Urteils. 

Â 

Die Beigeladene stellt keinen Antrag.

Â 

Der Senat hat die Rentenakte der Beigeladenen beigezogen (2 BÃ¤nde).

Â 

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes sowie des
Vorbringens der Beteiligten im Ã�brigen wird auf die Gerichtsakten und auf die
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Verwaltungsakte der Beklagten verwiesen.

Â 

Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde

Â 

Â 

Die gemÃ¤Ã� Â§Â§ 143, 144, 151 Sozialgerichtsgesetz (SGG) zulÃ¤ssige Berufung
ist nicht begrÃ¼ndet. Das Sozialgericht hat im Ergebnis zu Recht die Klage
abgewiesen. 

Â 

I. Streitgegenstand ist der Bescheid der Beklagten vom 24. September 2014 in der
Fassung des Widerspruchsbescheides vom 14. Juni 2018. Mit dem Bescheid hat es
die Beklagte abgelehnt, ihre Zustimmung zur Verschiebung des Rentenantrags der
KlÃ¤gerin zur GewÃ¤hrung einer Rente wegen Erwerbsminderung (rÃ¼ckwirkend)
zu erteilen. Die KlÃ¤gerin hat diesen Bescheid angefochten.

Â 

Nicht Streitgegenstand sind dagegen die vorausgegangenen Bescheide der
Beklagten vom 24. August 2011 und vom 26. Oktober 2011, mit welchen die
KlÃ¤gerin von der Beklagten jeweils aufgefordert worden war, eine Leistung zur
medizinischen Rehabilitation zu beantragen. Zwar ist eine auf der Grundlage des Â§
51 Abs. 1 FÃ¼nftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB V) erfolgte Aufforderung der
Krankenkasse an arbeitsunfÃ¤hige und Krankengeld beziehende Versicherte, einen
Antrag auf Bewilligung von Leistungen der Rehabilitation innerhalb der dort
genannten Frist zu stellen, um ihre gesundheitliche Situation zu verbessern, bereits
mit Blick auf die an diese Aufforderung vom Gesetz geknÃ¼pften mÃ¶glichen
krankenversicherungsrechtlich wirkenden Rechtsfolgen ein grundsÃ¤tzlich
anfechtbarer Verwaltungsakt. Denn gemÃ¤Ã� Â§ 51 Abs. 3 SGB V kann ein
(laufender) Anspruch auf Krankengeld bei einem nach der Aufforderung nicht
fristgerecht gestellten Reha-Antrag entfallen. Dies gilt auch in dem Fall, in dem die
Aufforderung ihrer Ã¤uÃ�eren Form nach nicht als Verwaltungsakt erscheint, z.Â  B.,
weil sie nicht mit einer Rechtsbehelfsbelehrung versehen ist (zur
VerwaltungsaktqualitÃ¤t der Aufforderung nach Â§ Â 51 SGB V vgl.
Bundessozialgericht, Urteil vom 7. Dezember 2004 â�� B 1 KR 6/03 R â�� BSGE 94,
26 ff., juris, Rdnr. 24 mit weiteren Hinweisen; Bundessozialgericht, Urteil vom 26.
Juni 2008 â�� B 13 R 141/07 R â�� juris, Rdnr. 23). 

Â 
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Die KlÃ¤gerin hat die beiden o.Â  g.Â  2011 ergangenen Aufforderungen der
Beklagten zur Stellung eines Reha-Antrags nicht angefochten, sondern den
geforderten Reha-Antrag fristgerecht gestellt und die bewilligte medizinische
Rehabilitation durchgefÃ¼hrt. Die beiden Aufforderungen sind, da sie jeweils keine
Rechtsbehelfsbelehrung enthielten, gemÃ¤Ã� Â§ 84 Abs. 2 Satz 3 SGG i.Â  V.Â  m.Â 
Â§ 66 Abs. 2 Satz 1 SGG mit Ablauf der Jahresfrist nach ihrer Bekanntgabe
bestandskrÃ¤ftig geworden. 

Â 

Die bereits im Verwaltungsverfahren rechtskundig durch den vdk vertretene
KlÃ¤gerin hat schlieÃ�lich mit ihrem Antrag vom 15. Mai 2014 keinen Antrag nach
Â§ Â 44 Sozialgesetzbuch Zehntes Buch (SGB X) auf Ã�berprÃ¼fung der
Aufforderungen vom 24. August und 26. Oktober 2011 gestellt, sondern
ausdrÃ¼cklich um â��RÃ¼cknahme des Gestaltungsrechtsâ�� mit Blick auf die
zwischenzeitlich bewilligte Erwerbsminderungsrente gebeten. Die KlÃ¤gerin hat mit
ihrem Antrag eine neue und eigenstÃ¤ndige Verwaltungsentscheidung der
Beklagten beantragt und auch erhalten (vgl. zur Unterscheidung zur Anfechtung
einer Aufforderung gemÃ¤Ã� Â§ 51 SGB V, Bundessozialgericht, Beschluss vom 11.
Dezember 2006 â�� B 1 KR 93/06 B, Rn. 7, zitiert nach beckonline).

Â 

II. Statthafte Klageart ist die kombinierte Anfechtungs- und Verpflichtungsklage
gemÃ¤Ã� Â§ 54 Abs. 1 SGG gegen die verweigerte Zustimmung. 

Â 

III. Die Bundesagentur fÃ¼r Arbeit war zu dem Rechtsstreit nicht notwendig
beizuladen. Dies wÃ¼rde gemÃ¤Ã� Â§ 75 Abs. 2 SGG voraussetzen, dass die
Bundesagentur fÃ¼r Arbeit als Dritte an dem streitigen RechtsverhÃ¤ltnis derart
beteiligt ist, dass die Entscheidung auch ihr gegenÃ¼ber nur einheitlich erfolgen
kann. Das ist zwar in Bezug auf die beigeladene Rentenversicherung der Fall, nicht
jedoch im VerhÃ¤ltnis zur Bundesagentur fÃ¼r Arbeit. 

Â 

Â 

FÃ¼r die Bundesagentur gilt das nicht im gleichen MaÃ�e. Soweit die KlÃ¤gerin ab
17. Juli 2012 Arbeitslosengeld bezogen hat, ist die Entscheidung Ã¼ber den Beginn
der Rentenleistung zwar maÃ�geblich dafÃ¼r, ob und in welchem Umfang die
Bundesagentur fÃ¼r Arbeit gegenÃ¼ber dem TrÃ¤ger der Rentenversicherung
einen Erstattungsanspruch hat. Die Entscheidung Ã¼ber einen Rentenanspruch ist
jedoch nicht Gegenstand des RechtsverhÃ¤ltnisses zwischen der KlÃ¤gerin und der
Beklagten und des hier anhÃ¤ngigen Rechtsstreits, sondern die Frage des
Anspruchs auf Zustimmung zur Verschiebung des nach Â§ 116 Abs. 2 SGB VI bereits
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umgedeuteten Reha-Antrags. Der Umstand, dass der Erstattungsanspruch der
Bundesagentur mittelbar von der Zustimmung zur Verschiebung des Rentenbeginns
und damit des Rentenanspruchs selbst in seinem Umfang abhÃ¤ngt, rechtfertigt
keine notwendige Beiladung. Die Tatsache, dass ein LeistungstrÃ¤ger kraft
Erstattungsvorschriften berechtigt ist, auf LeistungsansprÃ¼che eines Versicherten
gegen einen anderen LeistungstrÃ¤ger zuzugreifen, begrÃ¼ndet nicht die
Notwendigkeit der Beiladung in einem Rechtsstreit zwischen dem Versicherten und
dem anderen LeistungstrÃ¤ger um die LeistungsansprÃ¼che. Selbiges gilt fÃ¼r
einen Rechtsstreit, in dem es um die Wirksamkeit eines fÃ¼r den Beginn des
Leistungsanspruchs notwendigen Antrags geht. Es fehlt insoweit an der IdentitÃ¤t
des Streitgegenstandes (vgl. zum Ganzen, Bundessozialgericht, Urteil vom 7.
Dezember 2004 â�� B 1 KR 6/03 R, Rn. 19). 

Â 

IV. Die Beklagte hat die Zustimmung gegenÃ¼ber der KlÃ¤gerin ohne Rechtsfehler
versagt. Diese hat keinen Anspruch darauf, Ã¼ber den Beginn der
Erwerbsminderungsrente frei zu disponieren.

Â 

1. Die Entscheidung der Beklagten beruht auf Â§ 51 SGB V. Dieser ermÃ¤chtigt die
Krankenkasse ausdrÃ¼cklich dazu, nach Ermessen ihren Versicherten, die
Krankengeld beziehen und deren ErwerbsfÃ¤higkeit nach Ã¤rztlichem Gutachten
erheblich gefÃ¤hrdet oder gemindert ist, eine Frist von zehn Wochen zu setzen,
innerhalb derer die Versicherten einen Antrag auf Leistungen zur medizinischen
Rehabilitation und zur Teilhabe am Arbeitsleben zu stellen haben (Â§ 51 Abs. 1 SGB
V). Stellen Versicherte innerhalb der Frist den Antrag nicht, entfÃ¤llt der Anspruch
auf Krankengeld mit Ablauf der Frist. Wird der Antrag spÃ¤ter gestellt, lebt der
Anspruch auf Krankengeld mit dem Tag der Antragstellung wieder auf (Â§ 51 Abs. 3
SGB V). Nach Sinn und Zweck will Â§ 51 SGB V damit die doppelte GewÃ¤hrung von
Sozialleistungen vermeiden und gleichzeitig eine sachgerechte Abgrenzung von
Krankenkasse und Rentenversicherung im Fall der lÃ¤nger andauernden
ArbeitsunfÃ¤higkeit insoweit vornehmen, als Rentenzahlungen im Fall einer
dauerhaften Erwerbsminderung gegenÃ¼ber den Krankengeldleistungen einen
Vorrang haben (grundlegend dazu, Bundessozialgericht, Urteil vom 7. Dezember
2004 â�� B 1 KR 6/03 R, Rn. 22). Zu diesem Zweck wird der Krankenkasse mit dem
Instrumentarium des Â§ 51 SGB V das Recht eingerÃ¤umt, Einfluss auf den Beginn
der antragsabhÃ¤ngigen Rente wegen Erwerbsminderung zu nehmen und einen
Wegfall ihrer LeistungszustÃ¤ndigkeit bereits vor dem Ende des HÃ¶chstanspruchs
auf Krankengeld (vgl. dazu Â§ 48 SGB V) aktiv herbeizufÃ¼hren. Um der
Krankenkasse dieses Recht effektiv zu erhalten und es gegen anderweitige
(gegenlÃ¤ufige) Dispositionen (u.Â  a.Â  der Versicherten) abzusichern, folgt aus Â§
51 SGB V, ohne dass dies ausdrÃ¼cklichen Niederschlag im Gesetzestext gefunden
hÃ¤tte, nach Sinn und Zweck, dass Versicherte einen einmal auf die Aufforderung
der Krankenkasse gestellten Reha- oder Teilhabeantrag nur mit Zustimmung der
(auffordernden) Krankenkasse zurÃ¼cknehmen oder beschrÃ¤nken dÃ¼rfen
(nÃ¤her Bundessozialgericht, Urteil vom 7. Dezember 2004 â�� B 1 KR 6/03 R, Rn.
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22/23 auch zur Kritik an der Auslegung; zur VorgÃ¤ngerbestimmung des Â§ 183
Abs. 8 Reichsversicherungsordnung â�� RVO â�� unter Berufung auf die
GesetzesbegrÃ¼ndung, Bundessozialgericht, Urteil vom 4. Juni 1981Â â�� 3 RK
50/80, BSGE 52, 26-31, Rn. 16, zitiert nach juris). 

Â 

Diese EinschrÃ¤nkung des Gestaltungsrechts gilt auch fÃ¼r die Fiktion nach Â§ 116
SGB VI. Nach dessen Abs. 2 gilt ein Antrag auf Leistungen zur medizinischen
Rehabilitation als Antrag auf Rente, wenn Versicherte vermindert erwerbsfÃ¤hig
sind und Leistungen zur medizinischen Rehabilitation oder zur Teilhabe am
Arbeitsleben nicht erfolgreich gewesen sind, weil sie die verminderte
ErwerbsfÃ¤higkeit nicht verhindert haben. Â§ 116 Abs. 2 SGB VI selbst belÃ¤sst
damit Versicherten trotz der Fiktion grundsÃ¤tzlich das Recht, im Rahmen ihrer
allgemeinen Dispositionsbefugnis z.Â  B.Â  zu bestimmen, dass ein (bereits
gestellter) Reha-Antrag entgegen Â§ 116 Abs. 2 SGB VI nicht die Wirkung eines
Rentenantrags haben soll (Bundessozialgericht, a.Â  a.Â  O.Â  Rn. 21). Denn Â§ 116
Abs. 2 SGB VI bezweckt den Schutz der Versicherten, dagegen keine
EinschrÃ¤nkung ihrer Dispositionsfreiheit. Diese besteht allerdings dann nicht, wenn
die Stellung des Reha-Antrags auf einer zuvor erfolgten Aufforderung der
Krankenkasse gemÃ¤Ã� Â§ 51 SGB V beruht. In diesem Fall ist das
Dispositionsrecht, auch soweit es die Fiktion betrifft, eingeschrÃ¤nkt und
bedÃ¼rfen Versicherte dafÃ¼r, die Fiktion auszuschlieÃ�en, auch der Zustimmung
der Krankenkasse (Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen, Urteil vom 21.
November 2017 â�� L 16 KR 261/16, Rn. 51 f. und Rn. 56).

Â 

Um einen solchen Fall handelt es sich im Fall der KlÃ¤gerin. Die Beklagte hat die
KlÃ¤gerin 2011 zur Stellung eines Antrags auf medizinische Leistungen der
Rehabilitation gemÃ¤Ã� Â§ 51 SGB V aufgefordert. Der daraufhin erfolgte Reha-
Antrag der KlÃ¤gerin wurde von der Beigeladenen nach Abschluss der
medizinischen Rehabilitation (Februar 2012) gemÃ¤Ã� Â§ 116 Abs. 2 SGB VI in
einen Rentenantrag umgedeutet. Die KlÃ¤gerin begehrt mit ihrem Antrag an die
Beklagte vom Mai 2014 die Zustimmung dazu, dass der Reha-Antrag vom 4.
November 2011 entgegen Â§ Â 116 Abs. 2 SGB VI, den die Beigeladene ihrer
Entscheidung zugrunde gelegt hat, nicht als Rentenantrag gelten soll. Die KlÃ¤gerin
selbst hat am 4. Juli 2012 einen Antrag auf GewÃ¤hrung einer Rente wegen
Erwerbsminderung gestellt. Kann sie die Fiktion ausschlieÃ�en, so wÃ¤re der
Rentenantrag vom 4. Juli 2012 der gemÃ¤Ã� Â§ 99 Abs. 1 SGB VI maÃ�gebende und
kÃ¶nnte die Rente bereits deshalb nicht bereits im November 2011 beginnen.

Â 

2. Die Entscheidung Ã¼ber die Zustimmung zum Ausschluss der Fiktion bzw. zur
zeitlichen Verschiebung des Rentenantrags vom 4. November 2011 hat die Beklagte
nach pflichtgemÃ¤Ã�em Ermessen zu treffen (Bundessozialgericht, Urteil vom 7.
Â Dezember 2004 â�� B 1 KR 6/03 R, Rn. 24). Wie das Sozialgericht bereits
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zutreffend ausgefÃ¼hrt hat, fÃ¼hrt dies dazu, dass die Entscheidung der
Krankenkasse, die Zustimmung zu versagen, gemÃ¤Ã� Â§ 54 Abs. 2 Satz 2 SGG auf
Ermessensfehler gerichtlich Ã¼berprÃ¼fbar ist. Die ErmessensausÃ¼bung ist
konkret darauf zu Ã¼berprÃ¼fen, ob Ã¼berhaupt Ermessen ausgeÃ¼bt worden ist
(Ermessensausfall), ob die gesetzlichen Grenzen des Ermessens Ã¼berschritten
sind (ErmessensÃ¼berschreitung) oder von dem Ermessen in einer dem Zweck der
ErmÃ¤chtigung nicht entsprechenden Weise Gebrauch gemacht worden ist
(Ermessensfehlgebrauch, Â§ 39 Abs. 1 Sozialgesetzbuch Erstes Buch â�� SGB I). Die
Zustimmung ist im Fall des Â§ 51 Abs. 1 SGB V zu erteilen, wenn Versicherte ein
berechtigtes Interesse am Hinausschieben des Rentenantrags zur Seite steht,
welches das Interesse der Kasse, den Krankengeldbezug zu beenden, Ã¼berwiegt
(Ermessensreduzierung auf Null). 

Â 

a. Gemessen daran liegt ein Ermessensausfall im Fall der KlÃ¤gerin nicht vor. Denn
die Beklagte hat â�� jedenfalls im Widerspruchsbescheid â��
ErmessenserwÃ¤gungen angestellt (zur Beachtlichkeit von ErwÃ¤gungen noch im
Widerspruchsbescheid, Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen, Urteil vom 21.
November 2017 â�� L 16 KR 261/16, Rn 64). Diese ErwÃ¤gungen sind nicht
fehlerhaft, sondern am Zweck des Â§ 51 SGB V orientiert (vgl. Â§ 54 Abs. 2 Satz 2
SGG), so die ErwÃ¤gung, dass Versicherte den Einwand, dass ihre
ErwerbsfÃ¤higkeit zu Unrecht verneint wurde, gegenÃ¼ber dem TrÃ¤ger der
Rentenversicherung geltend machen mÃ¼ssen. Diese ErwÃ¤gung durfte die
Beklagte ermessensfehlerfrei anstellen, denn Â§ 51 SGB V hat den Fall einer
gefÃ¤hrdeten oder geminderten ErwerbsfÃ¤higkeit vor Augen. Die Krankenkasse
darf hinsichtlich der Frage, wann ihre ZustÃ¤ndigkeit endet, auf die
letztverbindliche Entscheidung des RentenversicherungstrÃ¤gers abstellen, ob und
ab wann eine dauerhafte Erwerbsminderung vorliegt. Es ist daher im Fall der
KlÃ¤gerin auch unschÃ¤dlich, dass die Beklagte in ihrem Widerspruchsbescheid
davon ausging, dass die ErwerbsfÃ¤higkeit bereits mit Ende der
RehabilitationsmaÃ�nahme, gemessen am allgemeinen Arbeitsmarkt, zeitlich
gemindert war, wohingegen der Rehabilitationsentlassungsbericht insoweit noch
von einem erhaltenen LeistungsvermÃ¶gen ausging (zur Bedeutung des Eintritts
der Erwerbsminderung im Fall der KlÃ¤gerin noch im Folgenden).

Â 

b. Die KlÃ¤gerin hat nicht deshalb einen Anspruch auf Zustimmung, weil ihr
Interesse dasjenige der Beklagten Ã¼berwiegt. Das Sozialgericht hat bereits die
Fallkonstellationen ausgefÃ¼hrt, in denen ein solches (Ã¼berwiegendes)
berechtigtes Interesse der Versicherten in Betracht kommt. Eine solche
Ausgangslage liegt im Fall der KlÃ¤gerin (unstreitig) nicht vor. Wegen der
Einzelheiten wird insoweit auf die AusfÃ¼hrungen des Sozialgerichts verwiesen (Â§
153 Abs. 2 SGG).

Â 
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Eine den vom Bundessozialgericht beispielhaft aufgezÃ¤hlten Fallkonstellationen
gleichzustellende Ã¤hnliche Sachverhaltskonstellation ist im Fall der KlÃ¤gerin nicht
gegeben. Allgemein kommt ein Ã¼berwiegendes Versicherteninteresse u.Â  a.Â  in
Betracht, wenn durch die Verschiebung des Rentenbeginns eine erhebliche
Verbesserung des Rentenanspruchs erreicht werden kann, z.Â  B.Â  durch eine noch
mÃ¶gliche ErfÃ¼llung der Voraussetzungen fÃ¼r eine ErhÃ¶hung der
Bemessungsgrundlage (so Bundessozialgericht, Urteil vom Urteil vom 4. Juni 1981
â�� 3 RK 50/80, BSGE 52, 26-31, Rn. 20 zitiert nach juris, fÃ¼r VersicherungsfÃ¤lle,
die nach einem bestimmten Stichtag eintreten und deshalb gemÃ¤Ã� wegen einer
RechtsÃ¤nderung im Rentenrecht zur MaÃ�geblichkeit einer gÃ¼nstigeren
Bemessungsgrundlage fÃ¼hren). 

Â 

aa. Die KlÃ¤gerin kann eine erhebliche Verbesserung ihres Rentenanspruchs nicht
damit begrÃ¼nden, dass der spÃ¤tere Rentenantrag fÃ¼r sie zu einer hÃ¶heren
Erwerbsminderungsrente fÃ¼hren wÃ¼rde. Das Interesse Versicherter an einem
mÃ¶glichst langen Krankengeldbezug, um fÃ¼r den Fall einer anschlieÃ�enden
Berentung weitere Beitrags- oder Anrechnungszeiten zu haben, ist gerade mit Blick
auf Â§ 51 SGB V, der der Krankenkasse die MÃ¶glichkeit erÃ¶ffnen soll, den
Krankengeldbezug bei bestehender Erwerbsminderung zu beenden, an sich nicht
vorzugswÃ¼rdig. Denn die Krankenkassen sollen gerade die MÃ¶glichkeit haben,
mit ihrer Aufforderung auf den Beginn der Rentenleistung Einfluss zu nehmen
(nÃ¤her Bundessozialgericht, Urteil vom 7. Dezember 2004 â�� B 1 KR 6/03 R, Rn.
33; Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen, Urteil vom 21. November 2017 â�� 
L 16 KR 261/16, Rn. 65). Die Krankenkasse kann zwar ein entsprechendes Interesse
Versicherter im Einzelfall berÃ¼cksichtigen, es wÃ¤re nicht ermessensfehlerhaft,
wenn sie z.Â  B.Â , weil ihre Krankengeldzahlung nur kurz wÃ¤hrt oder das
Krankengeld eine geringe HÃ¶he hat, die daraus folgende Rentensteigerung
dagegen erheblich ist, dem Interesse der Versicherten an einem lÃ¤ngeren
Krankengeldbezug den Vorrang vor ihren eigenen Interessen einrÃ¤umt. Sie ist
dazu indes nicht verpflichtet.

Â 

Im Fall der KlÃ¤gerin ist zudem entscheidend, dass (mÃ¶glicherweise entgegen
ihrer eigenen Vorstellung) allein das Verschieben des fÃ¼r die Rente
maÃ�geblichen Rentenantrags nicht automatisch zu einer hÃ¶heren Rente wegen
Erwerbsminderung fÃ¼hrt, wenn nicht auch der maÃ�gebende Leistungsfall
tatsÃ¤chlich spÃ¤ter eingetreten ist. Denn gemÃ¤Ã� Â§ 75 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1
Sechstes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VI) werden bei Renten wegen verminderter
ErwerbsfÃ¤higkeit fÃ¼r Beitragszeiten und Anrechnungszeiten, die nach Eintritt der
hierfÃ¼r maÃ�gebenden Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit liegen,
rentenerhÃ¶hende Entgeltpunkte nicht ermittelt. Das bedeutet, allein mit der
Verschiebung des Rentenantrags Ã¤ndert sich bei einem Leistungsfall, der bis zum
November 2011 eingetreten ist, die RentenhÃ¶he im Fall der KlÃ¤gerin nicht, weil
Beitrags- und Anrechnungszeiten, deren TatbestÃ¤nde nach November 2011 noch
erfÃ¼llt werden, bei der Rentenberechnung keine rentenerhÃ¶hende
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BerÃ¼cksichtigung finden kÃ¶nnen. Diese Zeiten finden nur dann
BerÃ¼cksichtigung, wenn auch der Leistungsfall nach diesem Zeitpunkt liegt.
Umgekehrt benÃ¶tigt die KlÃ¤gerin, unterstellt, der Leistungsfall ist tatsÃ¤chlich
spÃ¤ter als im November 2011 und noch nach der Rehabilitation eingetreten, keine
Verschiebung des Rentenantrags, damit bei der Berechnung der
Erwerbsminderungsrente Zeiten des Krankengeldbezugs nach November 2011
rentenerhÃ¶hend berÃ¼cksichtigt werden. MaÃ�geblich ist â�� unter
BerÃ¼cksichtigung der Regelung in Â§ 75 Abs. 2 SGB VI â�� allein, ob sich ein
spÃ¤terer Leistungsfall nachweisen lÃ¤sst. Ist ein Leistungsfall erst nach dem Reha-
Antrag vom November 2011 und auch nach Abschluss der Rehabilitation
eingetreten, so beginnt die Rente trotz des frÃ¼heren Reha-Antrags vom November
2011 erst spÃ¤ter, weil ihre (materiellen) Voraussetzungen erst spÃ¤ter vorliegen.
Richtigerweise kÃ¤me in diesem Fall Â§ 116 Abs. 2 SGB VI gar nicht zur Anwendung,
weil seine Tatbestandsvoraussetzungen einer verminderten ErwerbsfÃ¤higkeit und
der Erfolglosigkeit einer Reha-MaÃ�nahme nicht nachgewiesen sind. Die zeitliche
Verschiebung des Rentenantrags ist damit nicht zwingende Voraussetzung fÃ¼r die
begehrte ErhÃ¶hung der Rentenleistung, umgekehrt hilft sie der KlÃ¤gerin nicht,
wenn nicht gleichzeitig der Leistungsfall spÃ¤ter eingetreten ist. 

Â 

Mit Blick darauf, dass die KlÃ¤gerin selbst (unaufgefordert) einen Rentenantrag am
4. Â Juli 2012 gestellt hat, kann sie schlieÃ�lich die Zustimmung der Beklagten zu
einem Rentenbeginn nach diesem Zeitpunkt im Juli 2012 nicht verlangen. Denn
insoweit ist der Reha-Antrag fÃ¼r die GewÃ¤hrung der Erwerbsminderungsrente
nicht mehr kausal. AuÃ�erdem endete der Bezug von Krankengeld zum 16. Juli
2012, damit auch die EinschrÃ¤nkung des Gestaltungsrechts (zu diesen
ErwÃ¤gungen vgl. Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen, Urteil vom 21.
November 2017 â�� L 16 KR 261/16, Rn. 66).

Â 

bb. Ein Ã¼berwiegendes Interesse kann die KlÃ¤gerin schlieÃ�lich nicht auf
Rechtsfehler stÃ¼tzen, die bei der Aufforderung zur Stellung des Reha-Antrags
2011 stattgefunden haben, konkret einer fehlenden Beratung, einer fehlenden
AnhÃ¶rung oder einem nicht ausreichendem Ã¤rztlichen MDK-Gutachten.

Â 

Die KlÃ¤gerin wurde vor der Aufforderung am 24. August 2011 nicht angehÃ¶rt,
obwohl dies vor einem belastenden Verwaltungsakt vorgesehen ist (Â§ 24 Abs. 1
SGB X). Der Bescheid der Beklagten ist jedoch bestandskrÃ¤ftig.

Â 

Die Beklagte hat keine Beratungspflichten verletzt. Versicherte mÃ¼ssen, wenn sie
zur Stellung eines Reha- (oder Renten-)Antrags von der Krankenkasse nach Â§ 51
SGB V aufgefordert werden, mit der Aufforderung oder vor Ablauf der gesetzten
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Frist eine Information Ã¼ber die sich als Rechtsfolge ergebende mÃ¶gliche
Einstellung des Krankengeldes und einen Hinweis darauf erhalten, dass sie nach
Stellung des geforderten Antrags vor die Situation gestellt sein kÃ¶nnen, nicht mehr
ohne Weiteres Ã¼ber den Zeitpunkt des Rentenantrags frei disponieren zu kÃ¶nnen
(Bundessozialgericht, Urteil vom 7. Dezember 2994 â�� B 1 KR 6/03 R, Rn. 28). 

Â 

Diesen Beratungspflichten ist die Beklagte 2011 mit der Aufforderung, einen Reha-
Antrag zu stellen, gerecht geworden. In dem der Aufforderung vom 24. August 2011
beigefÃ¼gten begleitenden Schreiben â��Leistungen zur medizinischen
Rehabilitation und zur Teilhabe am Arbeitsleben â�� Was ist wichtig?â�� sind
sowohl der Hinweis enthalten, dass der Krankengeldanspruch bei nicht
fristgerechter Antragstellung entfallen wird, als auch der Hinweis, dass der gestellte
Antrag nicht ohne Zustimmung der Beklagten zurÃ¼ckgenommen werden kann und
schlieÃ�lich der Hinweis, dass dies auch dann gilt, wenn der Reha-Antrag als
Rentenantrag gilt. 

Â 

Die Beklagte hat die KlÃ¤gerin bei Aufforderung nicht darÃ¼ber informiert, dass
eine aus dem Reha-Antrag folgende Erwerbsminderungsrente auch fÃ¼r die HÃ¶he
der spÃ¤teren Altersrente von Bedeutung ist. Sie hat damit ihre Beratungspflichten
nicht verletzt. Die KlÃ¤gerin trÃ¤gt dazu vor, sie habe den Reha-Antrag insoweit
â��in Unkenntnisâ�� gestellt. Zwar werden gemÃ¤Ã� Â§ 88 Abs. 1 Satz 2 SGB VI im
Fall des zeitnahen Beginns einer Altersrente nach einer Erwerbsminderungsrente
(bis zu 24 Monate nach Ende des Bezugs), ihr fÃ¼r diese Rente mindestens die
bisherigen persÃ¶nlichen Entgeltpunkte zugrunde gelegt (sog. Besitzschutz, vgl.
GÃ¼rtner, in: BeckOGK, Stand: 1.12.2020, SGB VI Â§ 88 Rn. 7). Allerdings fÃ¼hrt
die Regelung des Â§ Â 77 Abs. 3 SGB VI dazu, dass fÃ¼r die HÃ¤lfte derjenigen
Entgeltpunkte, die bereits Grundlage von persÃ¶nlichen Entgeltpunkten der
frÃ¼heren Erwerbsminderungsrente waren, der frÃ¼here Zugangsfaktor fÃ¼r die
spÃ¤tere Altersrente maÃ�gebend bleibt. Der (frÃ¼here) Zugangsfaktor fÃ¼r die
der KlÃ¤gerin bewilligte Rente wegen Erwerbsminderung ist dabei gemÃ¤Ã� Â§ 77
Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 SGB VI um 0,108 gemindert, da diese Rente (nach derzeitigem
Stand) drei Jahre vor Vollendung des 65. Lebensjahres der KlÃ¤gerin (November
2014) beginnt. Diese Minderung durch den gemÃ¤Ã� Â§ 77 Abs. 2 SGB VI
â��vorzeitigenâ�� Rentenbezug bleibt auch bei Bezug einer oder mehrerer
aufeinander folgender Renten grundsÃ¤tzlich wirksam. Eine Teil-Ausnahme gilt
gemÃ¤Ã� Â§ 77 Abs. 3 Satz 2 SGB VI allerdings dann, wenn es sich bei der
â��Vorrenteâ�� um eine Erwerbsminderungsrente handelt. Mit Blick darauf, dass
bei dieser nach dem Rentenartfaktor (0,5) nur quasi die halbe Rente zur Auszahlung
kommt (Â§ 67 Nr. 2 SGB VI) und daher auch nur die HÃ¤lfte der Entgeltpunkte
Grundlage einer frÃ¼heren Rente i.Â  S.Â  des Â§ 77 Abs. 3 Satz 1 SGB VI waren,
wird der verminderte Zugangsfaktor nur fÃ¼r die HÃ¤lfte der Entgeltpunkte
fortgeschrieben (GÃ¼rtner, in: BeckOGK, Stand: 1.12.2020, SGB VI Â§ 77 Rn.
22/23). FÃ¼r die andere HÃ¤lfte sind persÃ¶nliche Entgeltpunkte bei Beginn der
Altersrente dagegen neu zu bestimmen (von Koch, in: Kreikebohm/RoÃ�bach SGB
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VI, 6. Aufl. 2021, SGB VI Â§ 77 Rn. 22). Es ist fÃ¼r die Aufforderung â�� selbst wenn
sie rentennahe JahrgÃ¤nge Versicherter wie im Fall der KlÃ¤gerin betrifft â��
allerdings nicht Aufgabe der gesetzlichen Krankenversicherung, neben den
unmittelbar krankenversicherungsrechtlichen und unmittelbar auch
rentenversicherungsrechtlich wirkenden Folgen eines Reha-Antrags auch auf
jegliche Fernwirkungen eines Reha-Antrags im Fall seiner mÃ¶glichen Umdeutung
(gemÃ¤Ã� Â§ 116 Abs. 2 SGB VI) hinzuweisen. Hinsichtlich des Ã�bertrags von
insoweit geminderten Entgeltpunkten von der Erwerbsminderungsrente auf eine
zeitnahe Altersrente liegt es nahe, dass es bereits regelmÃ¤Ã�ig an den
notwendigen fach-rechtlichen Kenntnissen der Krankenkasse fehlt. Im Ã�brigen ist
es den Versicherten unbenommen, im Nachgang einer Aufforderung der
Krankenkasse gemÃ¤Ã� Â§ 51 SGB V, die ihnen zehn Wochen Zeit gibt, sich
insoweit zu den mÃ¶glichen Fernwirkungen eines Reha-Antrags beim zustÃ¤ndigen
TrÃ¤ger der Rentenversicherung zu informieren.

Â 

cc. Selbst wenn aber insoweit jeweils ein AnhÃ¶rungs- oder Beratungsmangel
angenommen wÃ¼rde, fÃ¼hren diese nicht automatisch dazu, dass die KlÃ¤gerin
deshalb Anspruch auf die begehrte Zustimmung hat. Denn beide Defizite wÃ¤ren an
den rechtlichen GrundsÃ¤tzen des sozialrechtlichen Herstellungsanspruchs zu
messen (Bundessozialgericht, Urteil vom 7. Dezember 2004 â�� B 1 KR 6/03 R, Rn.
29 und 30). Im Fall der fehlenden AnhÃ¶rung bestehen Anhaltspunkte dafÃ¼r, dass
der Mangel geheilt wurde. GemÃ¤Ã� Â§ 41 Abs. 1 Nr. 3 SGB X kann ein Mangel der
AnhÃ¶rung, der den Verwaltungsakt nicht nichtig macht, nachgeholt werden. Hier
hat zwar kein Widerspruchsverfahren stattgefunden, allerdings hat die KlÃ¤gerin
nach Erhalt des Schreibens vom 24. August 2011 und der nachfolgenden
Aufforderung (Erinnerung mit Fristsetzung vom 26. Oktober 2011) sowohl am 26.
Oktober 2011 als auch am 3. November 2011 jeweils mit der Sachbearbeiterin mit
Bezug zu der Aufforderung telefoniert und ihre EinwÃ¤nde vorgetragen
(entsprechende Telefonvermerke finden sich in der Verwaltungsakte). In diesen
Telefonaten wurde die KlÃ¤gerin u.Â  a.Â  darauf hingewiesen, dass sie die
MÃ¶glichkeit habe, eine Ã¤rztliche Bescheinigung bei der Beklagten einzureichen,
wonach eine Rehabilitation bei ihr nicht indiziert sei. Eine bestimmte zwingend
schriftliche Form der nachgeholten AnhÃ¶rung ist nicht vorgeschrieben.

Â 

Sollte dadurch keine Heilung des AnhÃ¶rungsmangels eingetreten sein, muss dem
Berechtigten nach dem richterrechtlich geprÃ¤gten GrundsÃ¤tzen zum
sozialrechtlichen Herstellungsanspruch durch die Verletzung der Beratungs- oder
Verfahrens-Pflicht (wie der AnhÃ¶rung) ein sozialrechtlicher Nachteil entstanden
sein und durch die Vornahme der Amtshandlung des TrÃ¤gers muss auf der
Rechtsfolgenseite ein Zustand hergestellt werden kÃ¶nnen, der bestehen wÃ¼rde,
wenn die Pflichtverletzung nicht erfolgt wÃ¤re (Bundessozialgericht, Urteil vom 7.
Dezember 2004 â�� B 1 KR 6/03 R, Rn. 29). Die KlÃ¤gerin mÃ¼sste im Nachhinein
so gestellt werden, als wÃ¤re die Beratung bzw. die AnhÃ¶rung ordnungsgemÃ¤Ã�
erfolgt. 
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Â 

Gemessen daran hat die KlÃ¤gerin selbst nicht vorgetragen, dass sie bei weiterer
AnhÃ¶rung oder in Kenntnis der mÃ¶glichen Fernwirkungen (fÃ¼r die HÃ¶he der
Altersrente) den Reha-Antrag nicht gestellt hÃ¤tte und stattdessen u.Â  a.Â  ein
Ende des Krankengeldbezugs in Kauf genommen hÃ¤tte. AuÃ�erdem hat sich der
(unterstellte) Beratungsmangel auch deshalb nicht ausgewirkt, weil die KlÃ¤gerin
selbst im Juli 2012 bei der Beigeladenen einen Antrag auf GewÃ¤hrung einer Rente
wegen Erwerbsminderung kraft eigenen Entschlusses gestellt hat. Damit hat sie
auch mÃ¶gliche weiterwirkende AbschlÃ¤ge fÃ¼r die Altersrente in Kauf
genommen. Die o.Â  g.Â  MÃ¤ngel waren damit im Ergebnis nicht kausal fÃ¼r eine
Inanspruchnahme der Altersrente mit den AbschlÃ¤gen wegen des Bezugs einer
Vorrente.

Â 

Eine ungenÃ¼gende Einschaltung des MDK vor der Aufforderung an die KlÃ¤gerin
vermag ihrem Interesse auf Zustimmung zur WiedereinrÃ¤umung ihrer
Gestaltungsbefugnis keinen Vorrang einzurÃ¤umen. Die GefÃ¤hrdung oder
Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit nach Â§ 51 SGB V muss sich vor der Aufforderung
aus einem Ã¤rztlichen Gutachten ergeben. Der Begriff â��Gutachtenâ�� beinhaltet,
dass es sich um eine ausfÃ¼hrliche Beurteilung des Gesundheitszustandes, nicht
nur um einen Befundbericht oder ein Attest handeln muss; die erhobenen
Ã¤rztlichen Befunde mÃ¼ssen wenigstens summarisch wiedergegeben werden und
die festgestellten GesundheitsstÃ¶rungen und dadurch bedingten
LeistungseinschrÃ¤nkungen und ihre voraussichtlichen Dauer sollten benannt
werden. Nicht genÃ¼gend ist allein eine Bezugnahme auf ein anderes Gutachten,
z.Â  B.Â  des TrÃ¤gers der Rentenversicherung (Rieke, in: Krauskopf, 118. EL
Februar 2023, SGB V Â§ 51 Rn. 7 m.Â  w.Â  N.Â  aus der Rechtsprechung; LSG
Baden-WÃ¼rttemberg, so Urteil vom 2. MÃ¤rz 2021 â�� L 11 KR 1388/20). 

Â 

Im vorliegenden Fall erfÃ¼llt die der Aufforderung zugrunde liegende aktenkundige
handschriftliche Stellungnahme des MDK vom 18. August 2011 die formellen
Anforderungen an ein Gutachten nicht. Der MDK gibt als Informationsbasis einen
(nicht mit Datum genannten) OP-Bericht und eine Arztanfrage an, die
Arbeitsplatzbeschreibung vom 5. August 2011 erwÃ¤hnt er gar nicht. Seiner
Ã¤rztlichen Stellungnahme ist allerdings zu entnehmen, dass er von einer
ausschlieÃ�lich gehenden und stehenden TÃ¤tigkeit als Serviererin mit Heben und
Tragen und Transportieren kleinerer Lasten ausgeht. Diese hÃ¤lt er mit Blick auf
den Kniegelenkschaden fÃ¼r auf Dauer ungÃ¼nstig. Die nach dem Arbeitsunfall
primÃ¤r limitierenden GesundheitsstÃ¶rungen hat er damit benannt und auch ein
grobes, negatives LeistungsvermÃ¶gen. Er empfiehlt therapeutische
Komplextherapie und Gewichtsreduktion, eine medizinische Rehabilitation (auch
ambulant) hÃ¤lt er fÃ¼r indiziert zur Stabilisierung der regelmÃ¤Ã�igen beruflichen
Belastbarkeit der rechten unteren ExtremitÃ¤t, auch sollten nach seiner Auffassung
Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben geprÃ¼ft werden. Unter Bezug auf die
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ServicetÃ¤tigkeit empfiehlt er explizit ein Vorgehen nach Â§ 51 SGB V. Damit
erfÃ¼llt die Ã¤rztliche Stellungnahme gerade noch die inhaltlichen
Mindestanforderungen an ein Ã¤rztliches Gutachten (vgl. zur notwendigen
Ã¤rztlichen Stellungnahme insoweit Bundessozialgericht, Urteil vom 7. August 1991
â�� 1/3 RK 26/90, noch zu Â§ 183 Abs. 7 RVO ergangen).

Â 

Selbst wenn die vorliegende Ã¤rztliche Stellungnahme aber fÃ¼r nicht mehr
ausreichend angesehen wird, lÃ¤sst sich daraus kein Ã¼berwiegendes Interesse der
KlÃ¤gerin an der EinrÃ¤umung ihrer Gestaltungsrechte begrÃ¼nden. Unter
Heranziehung der GrundsÃ¤tze zum sozialrechtlichen Herstellungsanspruch und
BerÃ¼cksichtigung der Auswirkungen einer ungenÃ¼genden Ã¤rztlichen
Stellungnahme bleibt zu konstatieren, dass sich die knappe Ã¤rztliche
Stellungnahme fÃ¼r den frÃ¼hzeitigen Rentenbeginn im Ergebnis nicht ausgewirkt
hat. MaÃ�geblich fÃ¼r die RentengewÃ¤hrung war der Rentenantrag der KlÃ¤gerin
vom Juli 2012, der nicht auf der Aufforderung der Beklagten beruht sowie der Bezug
von Arbeitslosengeld nach Auslaufen des HÃ¶chstanspruchs auf Krankengeld. Das
ergibt sich zur Ã�berzeugung des Senats aus der beigezogenen Rentenakte der
Beigeladenen. Aus dieser lÃ¤sst sich ersehen, dass die Beigeladene zum Zeitpunkt
des Rehabilitationsentlassungsberichts vom Februar 2012 nicht von einem
aufgehobenen LeistungsvermÃ¶gen ausging und keine Veranlassung fÃ¼r eine
Umdeutung des Reha-Antrags sah. Erst auf der Grundlage der weiteren
medizinischen Ermittlungen der Beigeladenen, die auf dem spÃ¤teren Rentenantrag
der KlÃ¤gerin selbst und dem Bezug von Arbeitslosgengeld beruhten, konkret um
eine Divergenz mit der Leistungsbeurteilung der Bundesagentur fÃ¼r Arbeit
auszurÃ¤umen, ergab sich ein geÃ¤ndertes Ã¤rztliches Votum und die Feststellung
eines bereits ab Januar 2011 aufgehobenen LeistungsvermÃ¶gens fÃ¼r sÃ¤mtliche
TÃ¤tigkeiten. (Ob tatsÃ¤chlich schon im Januar 2011 ein aufgehobenes
LeistungsvermÃ¶gen vorlag, muss an dieser Stelle nicht entschieden werden.)

Â 

Anhaltspunkte dafÃ¼r, dass die KlÃ¤gerin von der Beklagten zur Stellung des Reha-
Antrags 2011 unzulÃ¤ssig gedrÃ¤ngt und damit â��genÃ¶tigtâ�� wurde, bestehen
nicht. Die bloÃ�e Fristsetzung und die Erinnerung daran, verbunden mit dem
Hinweis auf ein mÃ¶gliches Einstellen der Krankengeldzahlung, allein sind keine
unzulÃ¤ssigen Mittel einer NÃ¶tigung. sondern, in Â§ 51 SGB V vorgesehen.

Â 

3. Im Ergebnis kommt damit im Fall der KlÃ¤gerin die gesetzliche
Interessensverteilung zum Zuge, wonach Â§ Â 51 SGB V dem Interesse der
Krankenkasse und ihren Befugnissen grundsÃ¤tzlich den Vorrang einrÃ¤umt
(Bundessozialgericht, Urteil vom 7. Dezember 2004 â�� B 1 KR 6/03 R, Rn. 32). Ein
Ausnahmefall, in dem nach BerÃ¼cksichtigung aller UmstÃ¤nde keinen der von Â§
51 SGB V reprÃ¤sentierten Interessen hÃ¶heren Rang zukommt, und dann
Beratungs- oder AnhÃ¶rungsfehler den Ausschlag fÃ¼r die begehrte EinrÃ¤umung
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des Dispositionsrechts geben kÃ¶nnen (Bundessozialgericht, Urteil vom 7.
Dezember 2004 â�� B 1 KR 6/03 R, Rn. 35 a.Â  E.Â ), liegt nicht vor.

Â 

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG. 

Â 

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision bestehen nicht (Â§ 160 Abs. 2 SGG). 

Â 

Â 

Â 

Â 

Erstellt am: 26.10.2023

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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